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Sachbearbeiter 

MR Dr. Baran 

Sofort 
----

-------
An 17 1f;u0;fvt·� 

den Präsidenten des Nationalrates, das Bundeskantferamt-ver�UngSdienst, 
Bundeskanzleramt - Fr. BM Johanna Dohnal, Bundeskanzleramt 
StS Dr. Peter Kostelka, Bundeskanzleramt StS Dr. Peter Jankowitsch, 
Bundesministerium für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz, Bundesministerium 
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr, Bundesministerium für wirtschaftliche 
Angelegenheiten, StS Dr. Maria Fekter, alle übrigen Ressorts, die Präsidial­
abteilung 1, Präsidialabteilung 2, den Rechnungshof, die Verbindungsstelle der 
Bundesländer beim Amt der Niederösterreichischen Landesregierung, den Öster­
reichischen Gewerkschaftsbund, die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, 
Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs, den Öster­
reichischen Arbeiterkammertag, Österreichischen Landarbeiterkammertag, die 
Vereinigung österreichischer Industrieller, Kammer der Wirtschaftstreuhänder, 
Österreichische Notariatskammer, den Österreichischen Rechtsanwaltskammertag, 
die Bundeskonferenz der Kammern der freien Berufe Österreichs, Aktuarvereinigung 
Österreichs, Oesterreichische Nationalbank, Österreichische Gesellschaft für 
Gesetzgebungslehre, Wiener Börsekammer, den Verband der Versicherungsunternehmen 
Österreichs, Fachverband der kleinen Versicherungsvereine und Berater in Ver­
sicherungsangelegenheiten 

Das Bundesministerium für Finanzen beehrt sich, in der Anlage den Entwurf 
eines Bundesgesetzes, mit dem das Versicherungsaufsichtsgesetz geändert wird, 
samt Vorblatt, Erläuterungen und Gegenüberstellung mit dem Ersuchen zu über­
mitteln, hiezu bis zum 

7. Juni 1991 
k I 

Stellung zu nehmen. Sollte bis zu diesem Zeitpunkt eine Stellungnahme nicht ein­
gelangt sein, darf angenommen werden, daß gegen den Entwurf keine Einwendungen 
bestehen. 
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Es wird ersucht, von einer allfälligen Stellungnahme 25 Exemplare 
unmittelbar dem Präsidium des Nationalrates zu übermitteln. 

Beilagen 

Für die Richtigkeit 
de�ng: 

15. Mai 1991 

Für den Bundesminister: 
Dr. Daum 
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Zu Zl. 9 000 100/7-V/12/91 

ENTWURF 

Bundesgesetz, mit dem das Versicherungsaufsichtsgesetz geändert wird 

(VAG-Novelle 1991) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Versicherungsaufsichtsgesetz, BGB1. Nr. 569/1978, zuletzt 

geändert durch das Bundesgesetz BGB1. Nr. 10/1991, wird wie folgt 

geändert: 

1. Nach § 7a Abs. l'Z 4 wird folgende Z 4a eingefügt: 

"4a. durch Einbringung des gesamten Versicherungsbetriebes eines 

Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit gemäß § 61a, " 

2. § 13 Abs. 5 erster Satz lautet: 

"Abs. 4 gilt nicht für die Übertragung des gesamten Versicherungs­

bestandes, die im Übergang des gesamten Vermögens eines Ver­

sicherungsunternehmens auf ein anderes oder in dem von einem Ver­

sicherungsverein auf Gegenseitigkeit gemäß § 61a eingebrachten 

gesamten Versicherungsbetrieb enthalten ist. " 
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3. § 20 Abs. 2 erster Satz lautet: 

"Je eine gesonderte Abteilung des Deckungsstocks ist einzurichten 

für Lebensversicherungsverträge in jeder Währung, für Lebensver-
• 

sicherungsverträge, soweit der Geschäftsplan Versicherungsleistungen 

in Form von Anteilsrechten an bestimmten Vermögenswerten vorsieht 

(fondsgebundene Lebensversicherung), für die Krankenversicherung und 

für die übrigen Versicherungszweige, für die eine Deckungsrück-

stellung zu bilden ist. " 

4. An § 36 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

" In der Anmeldung sind ferner das Geburtsdatum und die Vertretungs-

befugnis der Vorstandsmitglieder anzugeben. " 

5. § 36 Abs. 2 lautet: 

" (2) Der Anmeldung des Vereins sind die Satzung, der Bescheid der 

Versicherungsaufsichtsbehörde, mit dem die Konzession zum Betrieb 

der Vertragsversicherung erteilt worden ist, die Urkunden über die 

Bestellung des Vorstanqs und des Aufsichtsrats sowie ein Verzeichnis 

der Aufsichtsratsmitglieder mit Angabe ihres Namens und Gebutsdatums 

beizufügen. " 

6. § 37 Abs. 1 lautet: 

"(1) Bei der Eintragung des Vereins in das Firmenbuch sind die 

Firma, der Sitz sowie die für Zustellung maßgebliche Geschäftsan-

schrift des Vereins, die Versicherungszweige, auf die sich der 

Betrieb erstrecken soll, Name und Geburtsdatum des Vorsitzenden, 

seiner Stellvertreter und der übrigen Mitglieder des Aufsichtsrats, 

die Höhe des Gründungsfonds, der Tag, an dem die Konzession erteilt 

worden ist, sowie Name und Geburtsdatum der Vorstandsmitglieder 
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anzugeben. Ferner ist einzutragen, welche Vertretungsbefugnis die 

Vorstandsmitglieder haben. " 

7. Im § 37 Abs. 2 entfallen die Worte "oder über die Befugnis der 

Vorstandsmitglieder oder der Abwickler zur Vertretung des Vereins" . 

8. § 5 3  Abs. 3 lautet: 

" (3) Der Vorstand hat die Satzungsänderung zur Eintragung in das 

Firmenbuch anzumelden. Der Anmeldung ist der vollständige Wortlaut 

der Satzung beizufügen; er muß mit der Beurkundung eines Notars ver­

sehen sein, daß die geänderten Bestimmungen der Satzung mit dem 

Beschluß über die Satzungsänderung und die unveränderten 

Bestimmungen mit dem zuletzt zum Firmenbuch eingereichten voll­

ständigen Wortlaut der Satzung übereinstimmen. Der Anmeldung ist der 

Bescheid der Versicherungsaufsichtsbehörde, mit dem die Satzungs ­

änderung genehmigt wurde, beizufügen. ". 

9. Nach dem § 61 werden folgende Bestimmungen eingefügt: 

"E i n b r i n g u n  g i n e i n  e 

Akt 'i e n g  e s e 1 1 s c h a f t 

§ 61a. (1) Ein Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit kann 

seinen gesamten Versicherungsbetrieb oder sämtliche Versicherungs­

teilbetriebe im Weg der Gesamtrechtsnachfolge nach den folgenden 

Bestimmungen in eine oder mehrere Aktiengesellschaften einbringen. 

(2) Die Einbringung hat zum Ende eines Geschäftsjahres als Sach­

einlage zu Buchwerten zu erfolgen. Mehrere Einbringungsvorgänge zum 

gleichen Stichtag gelten als einheitlich erfolgt. Mit dem Antrag auf 

� 
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Eintragung in das Firmenbuch des Sitzes der Aktiengesellschaft ist 

eine vorn Abschlußprüfer des Vereins geprüfte und bestätigte Ein­

bringungsbilanz vorzulegen. Der eingebrachte Versicherungsbetrieb 

ist in der Satzung, im Sacheinlagevertrag oder in einer Anlage zu 

diesem zu beschreiben. Die der Einbringung zugrunde zu legende 

Bilanz muß auf einen Zeitpunkt erstellt sein, der höchstens neun 

Monate vor der Anmeldung zur Eintragung in das Firmenbuch liegt. Die 

sich anläßlich der Einbringung ergebenden Eigenmittel sind mit Aus­

nahme eines Zusatzkapitals oder unversteuerter Rücklagen dem Grund­

kapital oder der gebundenen Kapitalrücklage (§ 130 Abs. 2 AktG 1965) 

zuzuführen. 

(3) Die Einbringung nach diesen Bestimmungen ist nur zulässig 

1. in eine oder mehrere zu diesem Zweck errichtete Aktiengesell­

schaften als deren alleiniger Aktionär, 

2. in eine oder mehrere zu diesem Zweck errichtete Aktiengesell­

schaften gemeinsam mit anderen Vereinen, 

3. in eine oder mehrere bestehende Versicherungsaktiengesell­

schaften allein oder gemeinsam mit anderen Vereinen. 

(4) Die Einbringung bedarf der Zustimmung des obersten Organs. 

Der �eschluß des obersten Organs bedarf einer Mehrheit von 

mindestens drei Vierteln der abgegebenen Stimmen. Die Genehmigung 

der Einbringung durch die Versicherungsaufsichtsaufbehörde gemäß 

§ 13 Abs. 2 ist auch zu versagen, wenn die Interessen der Mitglieder 

aus dem Mitgliedschaftsverhältnis nicht ausreichend gewahrt sind. 

(5) Die Einbringung gilt als Gründung mit Sacheinlagen (§ 20 

Abs. 1 AktG 1965). Für den Gläubigerschutz gilt § 227 AktG 1965 in 

der jeweils geltenden Fassung. 
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Wir k u n g e n d e r Ein b r i n g u n 9 

§ 61b. (1) Die mit der Einbringung gemäß § 6la verbundende 

Gesamtrechtsnachfolge tritt durch die Eintragung der Aktiengesell­

schaft oder der Kapitalerhöhung in das Firmenbuch ein. Der Übergang 

im Weg der Gesamtrechtsnachfolge ist in das Firmenbuch einzutragen. 

Der Anmeldung zur Eintragung ist der Bescheid der Versicherungsauf­

sichtsbehörde, mit dem die Einbringung genehmigt wurde, beizufügen. 

(2) Der Rechtsübergang im Weg der Gesamtrechtsnachfolge umfaßt 

das gesamte zum eingebrachten Versicherungsbetrieb gehörende Ver­

mögen und alle mit dem eingebrachten Versicherungsbetrieb ver­

bundenen Rechte und Pflichten. Insbesondere gehen mit der Ein­

bringung die Konzession zum Betrieb der Vertragsversicherung und die 

für den eingebrachten Versicherungsbetrieb erteilten Genehmigungen 

über. 

(3) Der einbringende Versicherungsverein bleibt bestehen. Sein 

Gegenstand ist auf die Vermögensverwaltung beschränkt. Änderungen 

der Satzung bedürfen der Genehmigung durch die Versicherungsauf­

sichtsbehörde. Die Tätigkeit der Mitglieder des Vorstandes gilt 

nicht als hauptberufliche Tätigkeit (§ 11 Abs. 3). § 11 Abs. 1, 

§ l7b, die §§ 29 und 30, § 33 Abs. I, die §§ 42 bis 55, § 56 Abs. 1 

bis 3 und 5 ,  § 5 7  Abs. 1 und 2, 5 und 6, § 80 Abs. 1 bis 3, § 81 

Abs. 1 bis 6, 8 und 9, die § §  81a bis 85, § 89, § 95 , § 99, § 100 

Abs. 1, § 103, § 104 Abs. 1, § 105 , § 108a, § 109, § 111 und die 

§§ 113 und 114 dieses Bundesgesetzes sind weiter anzuwenden . .  

(4) Die Mitgliedschaft beim Versicherungsverein ist an das Be­

stehen eines Versicherungsverhältnisses bei einer Aktiengesellschaft 

gebunden, in die der Versicherungsbetrieb eingebracht wurde. Der Ab­

schluß eines versicherungsvertrages bei der Aktiengesellschaft 
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begründet die Mitgliedschaft beim Versicherungsverein, im Fall der 

Beteiligung mehrerer Vereine die Mitgliedschaft bei allen Vereinen. 

Die Mitgliedschaft kann auch durch die Übernahme des Versicherungs­

bestandes eines anderen Versicherungsvereins oder einer Aktienge­

sellschaft, in die der Versicherungsbetrieb eines Versicherungs­

vereins gemäß § 6la eingebracht wurde, durch die Aktiengesellschaft 

begründet werden. Die Aktiengesellschaft darf, soweit dies in der 

Satzung ausdrücklich vorgesehen ist, versicherungsverträge auch ohne 

Begründung einer Mitgliedschaft abschließ en. 

(5 ) Eine Veräußerung von Aktien einer Aktiengesellschaft, in die 

der Versicherungsbetrieb gemäß § 6la eingebracht wurde, sowie die 

Durchführung einer Kapitalerhöhung bedarf der Genehmigung durch die 

Versicherungsaufsichtsbehörde. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 

diese Vorgänge geeignet sind, die Interessen der Mitglieder zu 

gefährden. 

(6) Sinkt der Anteil des Vereins an einer Aktiengesellschaft, in 

die er seinen Versicherungsbetrieb eingebracht hat, unter 26 vH. der 

stimmberechtigten Aktien, so bewirkt dies die Auflösung des Vereins. 

Haben mehrere Vereine ihren Versicherungsbetrieb in eine Aktien­

gesellschaft eingebracht, so wird die Auflösung aller Vereine 

bewirkt, wenn die Summe ihrer Anteile unter 26 vH. sinkt. 

(7) Die Auflösung gemäß Abs. 6 unterbleibt, wenn die bei einer 

Aktiengesellschaft versicherten Mitglieder eine Abfindung in voller 

Höhe ihrer Rechte gemäß § 5 7  Abs. 5 erhalten und andere gemäß § 61 a 

begründete Beteiligungen weiterhin in der Höhe von mindestens 26 vH. 

bestehen. Eine solche Abfindung der Mitglieder bedarf der Genehmi­

gung durch die Versicherungsaufsichtsbehörde. Die Genehmigung ist zu 

versagen, wenn die Interessen der Mitglieder aus dem Mit­

gliedschaftsverhältnis nicht ausreichend gewahrt sind. 
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R e c h t e d e s o b e r s t e n o r 9 an s 

§ 61c. (1) Nach einer Einbringung gemäß § 61a gelten für das 

oberste Organ des Vereins neben den § §  49 und 50 folgende Be-

stimmungen: 

1. Der Vorstand des Vereins muß in allen Angelegenheiten, die in 

die Zuständigkeit der Hauptversammlung einer Aktiengesell-

schaft fallen, auch die Entscheidung des obersten Organs ver-

langen. Das Auskunftsrecht der Mitglieder erstreckt s ich auch 

auf die Angelegenheiten der Aktienges ellschaft, die mit dem 

Gegenstand der Entscheidung in Zusammenhang stehen. 

2. Zur Prüfung von Vorgängen bei der Gründung oder der Geschäfts ­

führung der Aktiengesellschaft kann das obers te Organ mit ein-

facher Stimmenmehrheit Prüfer bes tellen. Im übrigen gilt § 51. 

3. Die Ansprüche der Aktiengesellschaft aus der Geschäftsführung 

gegen die Mitglieder ihres Vorstandes oder ihres Aufsichts -

rates müssen geltend gemacht werden, wenn es das obers te Organ 

beschließ t. Im übrigen gilt § 52. 

(2) Auf die Beschlußfassung gemäß Z 2 und 3 ist § 50 Abs . 5 anzu-

wenden. " 

10. Im § 63 Abs. 1 wird an den Ausdruck "und 61" der Ausdruck 

"bis 61c" angefügt. 

11. § 77 Abs. 1 Z 1 und 2 lautet: 

"1. an einem anerkannten Wertpapiermarkt zum Handel zugelassene 

oder gehandelte Schuldverschreibungen, 
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2. Pfand- und Kommunalbriefe (Kommunalschuldverschreibungen), 

Kassenobligationen und Namensschuldverschreibungen von zum 

Bankgeschäft im Inland berechtigten Banken sowie sonstige 

Wertpapiere, für deren Rückzahlung und Verzinsung der Bund 

oder ein Bundesland haftet, " 

12. § 77 Abs. 1 Z 4 lautet: 

"4. Darlehen und sonstige Forderungen, für deren Rückzahlung und 

Verzinsung der Bund oder ein Bundesland haftet, sowie Dar­

lehen, für deren Rückzahlung und Verzinsung eine zum Bank­

geschäft im Inland berechtigte Bank haftet, " 

13. Im § 77 Abs. 1 Z 6 werden die Worte "an der Wiener Börse oder 

einer anderen international anerkannten, einer staatlichen Aufs icht 

unterliegenden Wertpapierbörse mit Sitz in einem Mitgliedstaat der 

OECD zum Handel zugelassene und gehandelte" durch die Worte " an 

einem anerkannten Wertpapiermarkt zum Handel zugelas s ene oder 

gehande1te" ersetzt. 

14. In § 77 Abs. 1 Z 7 lit. b und Z 8 lit. b werden die Worte "an 

der Wiener Börse oder einer anderen international anerkannten, einer 

staatlichen Aufsicht unterliegenden Wertpapierbörse mit Sitz in 

einem Mitgliedstaat der OECD zum amtlichen Handel zugelassen sind 

und gehandelt werden" jeweils durch die Worte "an einem anerkannten 

Wertpapiermarkt zum Handel zugelass en sind oder gehandelt werden" 

ersetzt. 
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15 . An die Stelle d�s § 77 Abs. 2 tritt folgende Bestimmung: 

"(2) Ein anerkannter Wertpapiermarkt ist eine Wertpapierbörse 

oder ein Wertpapiermarkt in einem OECD-Mitgliedstaat einschließlich 

ein von einer Vereinigung von Wertpapierhändlern organisierter 

Handel im Freiverkehr, der in dem Land, in dem er organisiert ist, 

amtlich anerkannt ist, an dem die Öffentlichkeit kaufen und ver-

kaufen kann und an dem der Handel nach festgelegten Regeln statt-

findet. Werden Wertpapiere gemäß § 77 Abs. 1 Z 1, Z 6, Z 7 lit. b 

und Z 8 lt. b innerhalb eines Jahres seit Beginn ihrer Ausgabe 

erworben, so genügt es, wenn ihre Zulassung oder ihr Handel an einem 

anerkannten Wertpapiermarkt in ihren Ausgabebedingungen vorgesehen 

ist. " 

16. § 77 Abs. 5 lautet: 

"(5) Auf ausländische Währung lautende Werte sind nur bis zu 

10 vH auf das Deckungs�rfordernis für Yerpflichtungen in 

inländischer Währung anrechenbar. " 

17. § 77 Abs. 7 dritter Satz lautet: 

"Anteilige Zinsen können den Anlagen gemäß Abs. 1 Z I bis 5 und den 

festverzinslichen Wertpapieren und Darlehen, deren Deckungsstock­

widmung gemäß Abs. 6 genehmigt wurde, hinzugerechnet werden, sofern 

vertraglich vereinbart ist, daß die Zinsen auf ein dem Deckungsstock 

gewidmetes Konto überwiesen werden; die im voraus verrechneten 

Zinsen sind abzuziehen. " 

18. Nach den § 77 Abs. 7 wird folgender Absatz 7a eingefügt: 

"(7a) Für die fondsgebundene Lebensversicherung ( §  20 Abs. 2) hat 

der Geschäftsplan zu regeln, welche Werte in welchem Umfang dem 
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Deckungsstock gewidmet werden dürfen und wie sie für den Deckungs-

stock zu bewerten sind. Abs. 1 bis 7 ist nicht anzuwenden. " 

19. § 78 Abs. 4 entfällt. 

20. § 78 Abs. 7 lautet: 

"( 7) Auf ausländische Währung lautende Werte sind nur bis zu 

15 vH auf die technischen Verbindlichkeiten für Verpflichtungen in 

inländischer Währung anrechenbar. " 

21. In § 131 Z 1 wird nach dem Ausdruck "§ 61 Abs. 1 bis 3 und 5 

bis 13, " der Ausdruck "§ 61a Abs. 1 bis 3, 4 erster und zweiter Satz 

und 5, 61b Abs. 1 und 2, 3 erster Satz, 4 erster bis dritter Satz, 6 

und 7 erster Satz, 61c, " eingefügt. 

22. In § 131 Z 2 entfällt nach dem Ausdruck "§ 29 Abs. 2" der 

Ausdruck "und 3". 

23. In § 131 Z 3 wird nach dem Ausdruck "§ § 57 Abs. 2, " der Aus-

druck "61b Abs. 3 letzter Satz, " eingefügt. 
"-

Artikel I I  

(1) Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich des Art. I Z 11 bis 20 

mit 1. Jänner 1992, sonst mit dem Ablauf des Tages seiner Kund-

machung in Kraft. 

(2) Verordnungen auf Grund des Art. I Z 11 bis 20 dürfen bereits 

von dem der Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag an 
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erlassen werden. Diese Verordnungen dürfen frühestens mit 

1. Jänner 1992 in Kraft treten. 

(3) Auf ein Geschäftsjahr, das vor dem 31. Dezember 1991 begonnen 

hat oder beginnt, sind im Rahmen des § 61b Abs. 3 letzter Satz in 

der Fassung gemäß Art. I Z 9 § 47 Abs. 6, § 55, § 81 Abs. 2 und die 

§§ 82 bis 85 in der bis dahin geltenden Fassung anzuwenden. 

(4) Eine Einbringung gemäß § 61a in der Fassung gemäß Art. I Z 9 

kann erstmals zum Ende eines Geschäftsjahres erfolgen, das mit 

31. Dezember 1990 endet. Die der Einbringung zugrunde zu legende 

Bilanz kann frühestens auf den 31. Dezember 1990 erstellt sein. 
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VORBLATT 

Problem 

Die Novelle behandelt folgende Probleme: 

1. die Fortführung des Betriebes eines Versicherungsvereins auf 

Gegenseitigkeit in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft, 

2. die fondsgebundene Lebensversicherung, 

3. die Anpassung der Bestimmungen über Versicherungsvereine auf 

Gegenseitigkeit, 

4. die Kapitalanlagevorschriften. 

Lösung 

Zu 1. : In Anlehnung an § 8a KWG wird den Versicherungsvereinen 

ermöglicht, i�ren Betrieb im Weg der Gesamtrechtsnachfolge 

in eine Aktiengesellschaft einzubringen, ohne daß sie zu 

bestehen aufhören. 

Zu 2. : Es werden die gesetzlichen Voraussetzungen für die Einfüh­

rung einer fondsgebundenen Lebensversicherung geschaffen. 

Zu 3. : Die Vorschriften für Versicherungsvereine werden voll­

ständig an die Änderungen des Aktiengesetzes durch das 

Firmenbuchgesetz angeglichen. 

Zu 4. : Die Deckungsstockvorschriften werden im Bereich der Veran­

lagung in Wertpapieren und in Darlehen weiter 

liberalisiert. 

Alternativen 

Beibehaltung der geltenden Rechtslage. 

Kost en 

Durch die Novelle entstehen dem Bund keine zusätzlichen Kosten. 

EG-Kompat ibilit ät 

Die Novelle ist mit dem geltenden und derzeit absehbaren EG-Recht 

vereinbar. 
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ERLÄUT ERUNG EN 

Zu Art. I Z 1 und 2 (§§ 7a Abs. 1 Z 4 und 13 Abs. 5): 

Die Ergänzungen dieser Bestimmungen stehen in notwendigem 

Zusammenhang mit den neuen § §  61a bis 61c (Art. I Z 9) . 

Zu Art. I Z 3 und 18 (§§ 20 Abs. 2 und 77 Abs. 7a): 

Diese Bestimmungen sollen die Möglichkeit schaffen, auch in 

Österreich eine fonds gebundene Lebensversicherung einzuführen, wie 

sie in anderen Ländern bereits besteht. Das Wesen der fonds­

gebundenen Lebensversicherung liegt darin, daß die Versicherungs­

leistungen in Anteilsrechten an einem Inbegriff von Vermögenswerten 

(ähnlich einem Investmentfonds) ausgedrückt sind. Das Kapitalanlage­

risiko, an dem der Versicherte sonst nur im Wege der Gewinnbeteili­

gung teilnimmt, wird hier allein von ihm getragen. Das ver­

sicherungstechnische Risiko des Ab- oder Erlebens wird wie bei jeder 

anderen Lebensversicherung vom Versicherer übernommen. 

Die notwendige gese�zliche Abweichung von der konventionellen 

Lebensversicherung besteht darin, daß die Kapitalanlagevorschriften 

für den Deckungsstock nicht gelten. Die Veranlagungsgrundsätze sind 

ein wesentlicher Bestandteil des Geschäftsplans. Für die nach jedem 

derartigen Geschäftsplan abgeschlossenen Versicherungsverträge ist 

eine eigene Abteilung des Deckungsstocks einzurichten. 

Zu Art. I Z 4 bis 8 (§§ 36 Abs. 1 und 2, 37 und 53 Abs. 3): 

In diesen Bestimmungen werden für Versicherungsvereine die 

Änderungen nachvollzogen, die Art. 111 Firmenbuchgesetz, 

BGBI. Nr. 10/1991, für Aktiengesellschaften vorsieht. Die Änderungen 

des VAG durch Art. X Firmenbuchgesetz bewirken dies nur zum Teil. 

Die hier vorgesehene weitergehende Angleichung entspricht dem 

bewährten Grundsatz des VAG, beim Organisations recht der Ver­

sicherungsvereine vom Aktiengesetz nur insoweit abzuweichen, als 

dies wegen der Natur der Sache unvermeidlich ist. 
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Zu Art. I Z 9 (§§ 61a bis 61c): 

Das geltende VAG sieht die Fortführung des Betriebes eines Ver­

sicherungsvereines auf Gegenseitigkeit in der Rechtsform einer 

Aktiengesellschaft nur im Weg der Gesamtrechtsnachfolge der Aktien­

gesellschaft bei gleichzeitigem Existenzverlust des Versicherungs­

vereins (Vermögensübertragung gemäß § 60) oder im Weg einer form­

wechselnden Umwandlung (§ 61) vor. Nun soll in Anlehnung an § 8a KWG 

auch die Möglichkeit geschaffen werden, daß der Verein seinen 

gesamten Betrieb in eine oder mehrere Aktiengesellschaften ein­

bringt, ohne daß er zu bestehen aufhört. Der Verein hört allerdings 

auf, selbst Versicherungsgeschäfte zu betreiben. Er beschränkt sich 

darauf, Beteiligungen an Versicherungsunternehmen zu besitzen und zu 

verwalten, bei denen Versicherungsverträge seiner Mitglieder be­

stehen. Neben dem Verein können auch andere Personen dadurch 

Aktionäre werden, daß der Verein Aktien veräuß ert oder an einer 

Kapitalerhöhung nicht teilnimmt. Auf diese Weise erhält das Ver­

sicherungsunternehmen einen breiten Zugang zum Kapitalmarkt, was zur 

Erfüllung der Solvabilitätsvorschriften oder zur Erweiterung der 

Geschäftskapazität notwendig werden kann. 

Die vorgesehenen Bestimmungen sollen einen allmählichen Wandel 

der Unternehmensstruktur vom Versicherungsverein zur Aktiengesell­

schaft ermöglichen, der nicht eine abrupte Ablöse der Mit­

gliedschaftsrechte durch Anteilsrechte bewirkt, die unabsehbare 

Folgen für die Eigentümerstruktur und den Kapitalmarkt haben könnte. 

Der Verein soll aber zu bestehen aufhören, wenn seine Beteiligung 

an der Aktiengesellschaft nicht mehr ausreicht, um eine Satzungs­

änderung zu verhindern. Verliert der Verein jeden bestimmenden Ein­

fluß auf die das Versicherungsgeschäft betreibende Aktienge­

sellschaft, so ist der Strukturwandel zur Aktiengesellschaft als 

abgeschlossen zu betrachten. Wenn schon die für den Versicherungs­

verein charakteristische Identität von Verein, zu dem das Mit­

gliedschaftsverhältnis, und Versicherer, zu dem das Versicherungs­

verhältnis besteht, aufgehoben wird, soll doch ein Versicherungs­

verhältnis zu einer Aktiengesellschaft nur dann mit der Mit­

gliedschaft beim Verein verbunden sein, wenn der Verein an der 

Aktiengesellschaft unmittelbar beteiligt ist. 
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Durch diese Vorkehrungen soll verhindert werden, daß die Rechts­

form des Versicherungsvereins über Gebühr konserviert wird, wenn 

sich herausgestellt hat, daß mit dieser Rechtsform auf Grund unter­

nehmenspolitischer Sachzwänge oder Zielsetzungen nicht mehr das Aus­

langen gefunden werden kann. 

Zu § 61a: 

Diese Bestimmung regelt den Vorgang der Einbringung. Sie ent­

spricht inhaltlich weitgehend dem § Ba Abs. 1 bis 4, 6 und 10 KWG. 

Eine Besonderheit liegt darin, daß der Versicherungsbetrieb auf 

mehrere Aktiengesellschaften aufgeteilt werden kann. Zu einer Ein­

bringung auf eine oder mehrere Aktiengesellschaften können sich auch 

mehrere Versicherungsvereine zusammenschließ en. Es können sich auch 

weitere Versicherungsvereine einer bereits vollzogenen Einbringung 

anschließ en. Auf diese Weise wird auch strukturverbessernden Maß ­

nahmen ein weites Feld eröffnet. 

Abs. 3 Z 3 ermöglicht auch die Einbringung in Versicherungs­

aktiengesellschaften, die nicht zum Zweck der Aufnahme des Betriebes 

anderer Versicherungsvereine errichtet worden sind, also bis zur 

Einbringung ausschließ lich Nicht-Mitglieder-Geschäft betrieben 

haben. Diese Möglichkeit ist dadurch beschränkt, daß jedenfalls der 

in § 61b Abs. 6 genannte Anteil erreicht werden und sich das Nicht­

Mitglieder- Geschäft im Einklang mit der Satzung befinden muß (§ 6Ib 

Abs. 4 letzter Satz). 

Zu § 61b: 

D�ese Bestimmg regelt die Rechtswirkungen der Einbringung. Abs. I 

bis 3 entspricht inhaltlich weitgehend dem § Ba Abs. 5, 7 und 9 KWG. 

Zu Abs. 3: 

Unter der Vermögensverwaltung, auf die sich der Verein 

beschränkt, ist die Verwaltung der Beteiligungen zu verstehen, die 

er an Aktiengesellschaften hält, in die er seinen Betrieb einge­

bracht hat. 

Die Bestimmungen des VAG, die weiterhin anzuwenden sind, werden 

im Interesse der Rechtssicherheit einzeln angeführt. Die 

Bestimmungen, die den Betrieb der Vertragsversicherung voraussetzen, 
• 

scheiden naturgemäß aus. 
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Wesentlich ist die Anwendung des § 42 über die Überschußbe­

teiligung. Der Anspruch auf unmittelbare Beteiligung am Überschuß, 

der durch den Versicherungsbetrieb erwirtschaftet wird, wandelt sich 

in den Anspruch auf die Verteilung der Dividendenerträge, die durch 

die Beteiligung des Vereins an den Aktiengesellschaften erzielt 

werden, in die er seinen Versicherungsbetrieb eingebracht hat. 

Bei den Gliederungsvorschriften im Rahmen der Rechnungslegung 

entfallen naturgemäß die versicherungstechnischen Positionen. sonst 

bleiben aber die Rechnungslegungsvorschriften wie das gesamte 

Organisationsrecht der Versicherungsvereine grundsätzlich anwendbar. 

Die Überwachung durch die Versicherungsaufsichtsbehörde reduziert 

sich auf jene Vorschriften und Vorgänge, auf die bei regulären Ver­

sicherungsvereinen ausschließlich im Interesse der Mitglieder aus 

dem Mitgliedschaftsverhältnis Bedacht zu nehmen ist. 

Zu Abs. 4: 

Diese Bestimmung regelt den Zusammenhang zwischen Mit­

gliedschaftsverhältnis und Versicherungsverhältnis und tritt somit 

an die Stelle des § 32 Abs. 1. Wie sonst mit dem Versicherungsver­

trag bei einem Verein ist hier das Mitgliedschaftsverhältnis mit dem 

Versicherungsvertrag bei einer Aktiengesellschaft verbunden, in die 

der Verein seinen Versicherungsbetrieb eingebracht hat. Es wird aus­

drücklich klargestellt, daß die Mitgliedschaft grundsätzlich auch 

durch den Abschluß neuer versicherungsverträge bei einer solchen 

Aktiengesellschaft begründet wird. Bei der Einbringung des Betriebes 

mehrerer Vereine begründen neue Versicherungsverträge die 

Mitgliedschaft bei allen Vereinen, sodaß sich allmählich eine 

Identität der Mitglieder ergibt. Die Auswirkung mehrfacher Mit­

gliedschaften auf die Überschußverteiligung ist satzungsmäßig zu 

regeln. 

Der letzte Satz entspricht § 32 Abs. 2. Wie bei einem regulären 

Versicherungsverein bedarf es auch bei einer Aktiengesellschaft, in 

die der Betrieb eines Versicherungsvereins eingebracht wurde, einer 

ausdrücklicher satzungsmäßigen Ermächtigung zum Nicht-Mitglieder­

Geschäft. Dieses soll die Ausnahme bleiben. 
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Zu Abs. 5: 

Die Beteiligung zusätzlicher Aktionäre stellt einerseits den 

Zweck der Einbringung dar, kann aber andererseits die 

Geschäftsgebarung stark beeinflussen und ist daher für die 

Interessen der Mitglieder von großer Bedeutung. Wie alle anderen für 

die Interessen der Mitglieder aus dem Mitgliedschaftsverhältnis 

wesentlichen Vorgänge soll sie daher an die Genehmigung der 

Versicherungsaufsichtsbehörde gebunden werden. 

Zu Abs. 6 und 7: 
• 

Das Absinken der Beteiligung unter eine Quote, die noch einen 

maßgebenden Einfluß auf die Geschäftsgebarung der Aktiengesellschaft 

ermöglicht, soll von Gesetzes wegen die Auflösung des Vereins bewir­

ken. Sind mehrere Vereine an einer Aktiengesellschaft beteiligt, so 

gilt diese Quote für deren Anteile insgesamt. Hat ein Verein seinen 

Betrieb in mehrere Aktiengesellschaft eingebracht, so kann er beste­

hen bleiben, solange er noch an einer dieser Aktiengesellschaften 

die Mindestbeteiligung hält. Voraussetzung dafür ist, daß die Mit­

gliedschaftsverhältnisse, soweit sie durch Versicherungsverträge mit 

Aktiengesellschaften begründet worden sind, bei denen die Mitglieds­

beteiligung unterschritten worden ist, wie bei einer Auflösung abge­

funden werden. Wie bei der Auflösung (§ 56 Abs. 3 ) ist auch hier 

die Genehmigung der Versicherungsaufsichtsbehörde erforderlich. 

Zu § 61c: 

So wie die Mitglieder des Vereins nicht mehr unmittelbar an dem 

durch den Versicherungsbetrieb erzielten Überschuß beteiligt sind, 

so nehmen sie auch nicht mehr im Wege des obersten Organs unmittel­

bar an der Verwaltung des Versicherungsunternehmens teil. § 6Ic be­

zweckt, daß die unmittelbare Einflußnahme der Mitglieder auf das 
• 

Versicherungsgeschäft so wenig wie möglich geschmälert wird. 

Dazu gehört zunächst, daß der Vorstand des Vereins bei der Aus­

übung der Aktionärsrechte des Vereins an die Entscheidung des 

obersten Organs gebunden ist. Der Vorstand ist insoweit dem obersten 

Organ auch zur Auskunftserteilung verpflichtet. Das tatsächliche 

Gewicht der Entscheidung des obersten Organs hängt naturgemäß von 

der Höhe der Beteiligung des Vereins ab. 
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Darüber hinaus soll das oberste Organ des Vereins ein selb­

ständiges Recht auf Durchführung einer Sonderprüfung bei der Aktien­

gesellschaft und auf Geltendmachung von Ersatzansprüchen gegen 

Organmitglieder der Aktiengesellschaft erhalten. Dieses Recht ist 

von der Höhe der Beteiligung des Vereins unabhängig. 

Zu Art. I Z 10 (S 63 Abs. 1): 

Kleine Versicherungsvereine sollen die Möglichkeit der Ein­

bringung ihres Betriebes in eine Aktiengesellschaft nicht erhalten, 

weil dies nicht sinnvoll wäre. 

Zu Art. I Z 11 bis 15 und 19 (S 77 Abs. 1 und 2 und S 78 Abs. 4): 

Die Voraussetzungen für die Deckungsstockfähigkeit von Wert­

papieren werden dem § 25 Abs. 2 Z 3 und 4 Pensionskassengesetz, 

BGBl.Nr. 281/1990, nachgebildet. Pfand- und Kommunalbriefe, Kassen­

obligationen und Wertpapiere mit Bundes- oder Länderhaftung sollen 

ohne Rücksicht auf ihre Börsengängigkeit deckungsstockfähig sein. 

Schließlich werden auch bankverbürgte Darlehen in den Katalog der 

gesetzlich deckungsstockfähigen Vermögenswerte aufgenommen. 

Die Quotenregelung für ausländische Wertpapiere, die nicht der 

kongruenten Bedeckung von Verpflichtungen in ausländischer Währung 

dienen (geltender § 77 Abs. 2 und § 78 Abs. 4) soll in Hinkunft ent­

fallen. 

Zu Art. I Z 16 und 20 (S 77 Abs. 5 und S 78 Abs. 7): 

Diese Änderung stellt klar, daß ein Verstoß gegen die Kongruenz­

regel für Verpflichtungen in inländischer Währung zu einer Unter­

deckung führt. Im übrigen wird die Kongruenzregel nicht geändert. 

Zu Art. I Z 17 (S 77 Abs. 7): 

Durch diese Ergänzung wird die Deckungsstockfähigkeit anteiliger 

Zinsen auch bei Wertpapieren ermöglicht, deren Deckungsstockwidmung 

von der Versicherungsaufsichtsbehörde genehmigt wurde. 
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Zu Art. I Z 21 bis 23 (S 131): 

Die Ergänzungen der Z 1 und 3 enthalten die notwendigen An­

passungen der Vollziehungsklausel. Die Änderung der Z 2 berichtigt 

ein redaktionelles Versehen. 

Zu Art. 11: 

Diese Bestimmung enthält die erforderlichen Übergangsvor­

schriften. Abs. 3 erklärt sich aus dem Inkrafttreten des Rechnungs­

legungsgesetzes, BGBl. Nr. 475/1990 (Art. XI Abs. 1). Abs. 4 begrenzt 

die Rückwirkung von Einbringungen vor dem 30. September 1991 (§ 61a 

Abs. 2 fünfter Satz in der Fassung gemäß Art. I Z 9). 
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G E GEN 0 B CR S TEL L U N G 

derzeitise RechtslJGe Entwurf 

• 

f h.. (1) 

l.iL 
(5) Der Abs. " gilt nichl liir Uberlragun�en des ges<1llllen Vmsichc­rungsbeslandes, die im Übergang des gesalllien Vermögens eines Versicherungsuniernehmens auf ein anderes enlh<lltell sind. • • • •  

tlO. 
(2) Je eine gesonderle Ableilung des oecklll1�sslocks isl eilllurich­

len für Lebensversicherungsverlräge in jeder Währung. für die 
Krankenversicherung und für die übrigen Versicherungs7wei�e. 
für die eine Deckungsrückslellung zu bilden ist • • • • 

W. (1) 
'4a. durch Einbringung des gesamten Versicherungsbetriebes eines 

Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit gemäß S 61a, 

liL 
(5�bs. 4 gilt nicht für die Obertragung des gesamten Versicherungs­

bestandes, die 1m Obergang des gesamten Vermögens eines Ver­

sicherungsunternehmens auf ein anderes oder in dem von einem Ver­

sicherungsverein auf Gegenseitigkeit gemäß S 61a eingebrachten 

gesamten Versicherungsbetrieb enthalten ist. 

llZ.. 
('�Je eine gesonderte Abteilung des Deckungsstocks ist einzurichten 

für Lebensversicherung�verträge in jeder Währung, für Lebensver­

sicherungsverträge, soweit der Geschäftsplan Versicherungsleistungen 

in Form von Anteilsrechten an bestimmten Vermögenswerten vorsieht 

(fondsgebundene Lebensversicherung) , für die Krankenversicherung und 

für die übrigen Versicherungszweige, für die eine Deckungsrück-

stellung zu bilden ist. 
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§ 36. (1) Der Verein ist beim Gericht von sämllichen Mitgliedern des Vor­
-

stands und des Aufsichtsrats zur Eintragung in das Handelsregi­
ster anzumelden Die Anmeldung darf erst erfolgen, wenn der 
Gründungsfonds eingezahlt worden ist. In der Anmeldung ist die 
Erklärung abzugeben, daß diese Voraussetzung erfüllt ist. Hiebei 
ist nachzuweisen, d<lß der Vorstand in der Verfügung übm den 
eingez<lhlten Betmg nicht, namenllieh nicht durch Gcqcnforde 
rungen beschränkt ist. 

(2) Der Anmeldung des Vereins sind die Satzung, der Bescheid der 
Versicherungsaufsichtsbehörde, mit dem die Konzession 7um 
Betrieb der Vertragsversicherung erteilt worden ist, und die Ur­
kunde über die Bestellung des Vorstands und des Aufsiehtsmts 
bf'ilufügen. 

w..?� 1) Bei der Eintragung des Vereins in das 
Firmenbuch sind die Firma und der Sitz des Vereins, 
die Versicherungszweige, auf die sich der Betrieb 
erstrecken soll, die Höhe des GrUndungsfonds, der 
Tag, an dem die Konzession erteilt worden ist, 
sowie Name und Geburtsdatum der Vorstandsmit­
glieder anzugeben. 

(2) Enth;jlt die S;lt7lmg Bestimmungen über die D<lum des Vereins 
oder üher die Befugnis der Vorst<lndsmitglieder oder der Ahwick­
ler zur Vertretung des Vereins, so sind auch diese Bestimmungen 
ein7!Jtr;lgen 

-z-

�(1) Der Verein ist beim Gericht von sämtlichen Mitgliedern des Vor-
stands und des Aufsichtsrats zur Eintragung in das Handelsregi-

. ster anzumelden. Die Anmeldung darf erst erfolgen, wenn der 
Gründungsfonds eingezahlt worden ist. In der Anmeldung ist die 
Erklärung abzugeben, daß diese Voraussetzung erfüllt ist. Hiebei 
ist nachzuweisen, daß der Vorstand in der Verfügung über den 
einge7<thlten Betrag nichl n<tmrmtlich nicht durch Geaenforde-
rungen beschränkt ist. In der Anmeldung sind ferner das 
Geburtsdatum und die Vertretungs befugnis der Vorstandsmitgliede 

anzugeben. 

'(2) Der Anmeldung des Vereins sind die Satzung, der Bescheid der 

Versicherungsaufsichtsbehörde, mit dem die Konzession zum Betrieb 

der Vertragsversicherung erteilt worden ist, die Urkunden über die 

Bestellung des Vorstan�s und des Aufsichtsrats sowie ein Verzeichnis 

der AufSichtsratsmitglieder mit Angabe ihres Namens und Gebutsdatums 

beizufügen. 

� ( 1) Bei der Eintragung des Vereins in das Firmenbuch sind die 

Firma, der Sitz sowie die für Zustellung maßgebliche Geschäftsan-

schrift des Vereins, die Versicherungszweige, auf die sich der 

Betrieb erstrecken 5011, Name und Geburtsdatum des Vorsitzenden, 

seiner Stellvertreter und der übrigen Mitglieder des Aufsichtsrats, 

die Höhe des Gründungsfonds, der Tag, an dem die Konzession erteilt 

worden ist, sowie Name und Geburtsdatum der Vorstandsmitglieder 
anzugeben. Ferner ist einzutragen, welche Vertretungsbefugnis die 

Vorstandsmitglieder haben. 

(2) EntMIt die S<tt7lHlg Bestimmungen über die [)mJcr des Vereins 

so sind <luch diese Bestimmungen einzutragen, 
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f �!>, 

(3) Der VorstClnd hElt die Satzungsänderung 7ur rintrElgung in dns 
Handelsregister anzumelden. Der Anmeldung ist der Bescheid 
der Versicherungsilufsichtsbehörde. mit dem die SElt7ungs:1nde­
rung genehmigt wurde. beizufügen. 

-3--

t53, 
(3) Der Vorstand hat die Satzungsänderung zur Eintragung in das 

Firmenbuch anzumelden. Der Anmeldung ist der vollständige Wortlaut 

der Satzung beizufügen; er muß mit der Beurkundung eines Notars ver­

sehen sein, daß die geänderten Bestimmungen der Satzung mit dem 

Beschluß über die Satzungsänderung und die unveränderten 

Bestimmungen mit dem zuletzt zum Firmenbuch eingereichten voll-

ständigen Wortlaut der Satzung übereinstimmen. Der Anmeldung ist der 

Bescheid der Versicherungsaufsichtsbehörde, mit dem die Satzungs-

änderung genehmigt wurde, beizufügen. 

E i n  b r i n g u n  9 i n e i n  e 

Akt 'i e n g  e 5 e I I 5 C h a f t 

� (1) Ein Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit kann 

seinen gesamten Versicherungsbetrieb oder sämtliche Versicherungs-

teilbetriebe im Weg der Gesamtrechtsnachfolge nach den folgenden 

Bestimmungen in eine oder mehrere Aktiengesellschaften einbringen. 

(2) Die Einbringung hat zum Ende eines Geschäfts jahres als Sach-

einlage zu Buchwerten zu erfolgen. Mehrere Einbringungsvorgänge zum 

gleichen Stichtag gelten als einheitlich erfolgt. Mit dem Antrag auf 

Eintragung in das Firmenbuch des Sitzes der Aktiengesellschaft ist 

eine vom Abschlußprüfer des Vereins geprüfte und bestätigte Ein-

bringungsbilanz vorzulegen. Der eingebrachte Versicherungsbetrieb 

ist in der Satzung, im Sacheinlagevertrag oder in einer Anlage zu 

diesem zu beschreiben. Die der Einbringung zugrunde zu legende 

Bilanz muß auf einen Zeitpunkt erstellt sein, der höchstens neun 

Monate vor der Anmeldung zur Eintragung in das Firmenbuch liegt. Die 
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sich anläß1ich der Einbringung ergebenden Eigenmittel sind mit Aus­

nahme eines Zusatzkapitals oder unversteuerter Rücklagen dem Grund­

kapital oder der gebundenen Kapitalrücklage ( S  130 Abs. 2 AktG 1965) 

zuzuführen. 

(3) Die Einbringung nach diesen Bestimmungen ist nur zulässig 

1. in eine oder mehrere zu diesem Zweck errichtete Aktiengesell­

schaften als deren alleiniger Aktionär, 

2. in eine oder mehrere zu diesem Zweck errichtete Aktiengesell­

schaften gemeinsam mit anderen Vereinen, 

3. in eine oder mehrere bestehende Versicherungsaktiengesell­

schaften allein oder gemeinsam mit anderen Vereinen. 

( 4 )  Die Einbringung bedarf der Zustimmung des obersten Organs. 

Der Beschluß des obersten Organs bedarf einer Mehrheit von 

mindestens drei Vierteln der abgegebenen Stimmen. Die Genehmigung 

der Einbringung durch die Versicherungsaufsichtsaufbehörde gemäß 

§ 13 Abs. 2 ist auch zu versagen, wenn die Interessen der Mitglieder 

aus dem Mitgliedschaftsverhältnis nicht ausreichend gewahrt sind. 

( 5) Die Einbringung gilt als Gründung mit Sacheinlagen ( S  20 
Abs. 1 AktG 1965) . Für den Gläubigerschutz gilt § 227 AktG 1965 in 

der jeweils geltenden Fassung. 

Wi r k u n g e n  d e r  E i n b r i n g u n  9 

�� ( 1) Die mit der Einbringung gemäß § 61a verbundende 

Gesamtrechtsnachfolge tritt durch die Eintragung der Aktiengesell­

schaft oder der Kapitalerhöhung in das Firmenbuch ein. Der Übergang 

Im Weg der Gesamtrechtsnachfolge ist in das Firmenbuch einzutragen. 

Der Anmeldung zur Eintragung ist der Bescheid der Versicherungsauf­

sichtsbehörde, mit dem die Einbringung genehmigt wurde, beizufügen. 
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(2) Der Rechtsübergang im Weg der Gesamtrechtsnachfolge umfaßt 

das gesamte zum eingebrachten Versicherungsbetrieb gehörende Ver­

mögen und alle mit dem eingebrachten Versicherungsbetrieb ver­

bundenen Rechte und Pflichten. Insbesondere gehen mit der Ein­

bringung die Konzession zum Betrieb der Vertragsversicherung und die 

für den eingebrachten Versicherungsbetrieb erteilten Genehmigungen 

über. 

(3) Der einbringende Versicherungsverein bleibt bestehen. Sein 

Gegenstand ist auf die Vermögensverwaltung beschränkt. Änderungen 

der Satzung bedürfen der Genehmigung durch die Versicherungsauf-

sichtsbehörde. Die Tätigkeit der Mitglieder des Vorstandes gilt 

nicht als hauptberufliche Tätigkeit (§ 11 Abs. 3). § 11 Abs. 1, 

§ 17b, die §§ 29 und 30, § 33 Abs. 1, die SS 42 bis 55, S 56 Abs. 

bis 3 und 5, S 57 Abs. und 2, 5 und 6, S 80 Abs. 1 bis 3, S 81 

Abs. 1 bis 6, 8 und 9, die SS 81a bis 85, S 89, S 9 5, S 99, S 100 

Abs. 1, S 103, § 104 Abs. 1, S 10 5, S 108a, S 109, SIll und die 

SS 113 und 114 dieses Bundesgesetzes sind weiter anzuwenden . .  

(4) Die Mitgliedschaft beim Versicherungsverein ist a n  das Be-

stehen eines Versicherungsverhältnisses bei einer Aktiengesellschaft 

gebunden, in die der Versicherungsbetrieb eingebracht wurde. Der Ab-

schluß eines Versicherungsvertrages bei der Aktiengesellschaft 

begründet die Mitgliedschaft beim Versicherungsverein, im Fall der 

Beteiligung mehrerer Vereine die Mitgliedschaft bei allen Vereinen. 

Die Mitgliedschaft kann auch durch die Übernahme des Versicherungs-

bestandes eines anderen Versicherungsvereins oder einer Aktienge-

seIlschaft, in die der Versicherungsbetrieb eines Versicherungs­

vereins gemäß S 6la eingebracht wurde, durch die Aktiengesellschaft 

begründet werden. Die Aktiengesellschaft darf, soweit dies in der 

Satzung ausdrücklich vorgesehen ist, Versicherungsverträge auch ohne 

Begründung einer Mitgliedschaft abschließen. 
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.-b-
( 5) Eine Veräußerung von Aktien einer Aktiengesellschaft, in die 

der Versicherungsbetrieb gemäß S 6la eingebracht wurde, sowie die 

Durchführung einer Kapitalerhöhung bedarf der Genehmigung durch die 

Versicherungsaufsichtsbehörde. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 

diese Vorgänge geeignet sind, die Interessen der Mitglieder zu 

gefährden. 

(6) Sinkt der Anteil des Vereins an einer Aktiengesellschaft, in 

die er seinen Versicherungsbetrieb eingebracht hat, unter 26 vH. der 

stimmberechtigten Aktien, so bewirkt dies die Auflösung des Vereins. 

Haben mehrere Vereine ihren Versicherungsbetrieb in eine Aktien­

gesellschaft eingebracht, so wird die Auflösung aller Vereine 

bewirkt, wenn die Summe ihrer Anteile unter 26 vH. sinkt. 

(7) Die Auflösung gemäß Abs. 6 unterbleibt, wenn die bei einer 

Aktiengesellschaft versicherten Mitglieder eine Abfindung in voller 

Höhe ihrer Rechte gemäß § 57 Abs. 5 erhalten und andere gemäß S 6la 

begründete Beteiligungen weiterhin in der Höhe von mindestens 26 vH. 

bestehen. Eine solche Abfindung der Mitglieder bedarf der Genehmi­

gung durch die Versicherungsaufsichtsbehörde. Die Genehmigung ist zu 

versagen, wenn die Interessen der Mitglieder aus dem Mit­

gliedschaftsverhältnis nicht ausreichend gewahrt sind. 

R e c h t e d e s  o b e r 5 t e n o r g a n s  

� (1) Nach einer Einbringung gemäß § 61a gelten für das 

oberste Organ des Vereins neben den §§ 49 und 50 folgende Be­

stimmungen: 

1. Der Vorstand des Vereins muß in allen Angelegenheiten, die in 

die Zuständigkeit der Hauptversammlung einer Aktiengesell­

schaft fallen, auch die Entscheidung des obersten organs ver­

langen. Das Auskunftsrecht der Mitglieder erstreckt sich auch 
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�(1) rlU kldl1r. VmsicllmurlrJsvcrr.ine gdlrm die Beslillllllllllrwll des erslen I\bschnills mil Ausllnhme der §§ ?J, 29 Abs I und 2 Z. 10, 30, 32 I\bs. 2, 36 bis 39 , 4 'a, 43 Abs. " 44 Abs. 3 lind 4, 45, 47 I\bs 3, 4, 5 dril1m Silll, 6 und 7, 49 Abs 3 leIzIer Sil17, 50l\bs 1 und 2, 51, 52, 53 Abs 3 bis 5, 54, 55, 56 I\bs. 5, 57 Abs 6, 59 Abs 3 bis 5, 60 Abs. 2 und 6' 

� 

�(1) Dem Dr.ckungsslock dürfen, vorbetmltlich der I\bs. 2 bis 6, nur gcwidrnr.1 werden 
, [In der Wiener Börse oder einer anderen inlernillionnl ilnm­kannlen, p.iner sla<lllichenl\ufsichl unlprliegenden WerlpClpier­börse mit Sill in einern Mitgliedsslaat der OECD 7um I filndr.1 7ugelassene und gehandelte Schuldverschreibungen, 2. Namensschuldverschreibungen von 7um Bankgeschält im Inland berechtigten Banken, 

1\ Dmlrhcll, für deren Hück7[1hlunq und Ver7insung dr.r Bund odr.r eUl Bundesland haltet, 

-+ -
auf die Angelegenheiten der Aktiengesellschaft, die mit dem 
Gegenstand der Entscheidung in Zusammenhang stehen. 

2. Zur Prüfung von Vorgängen bei der Gründung oder der Geschäfts­
führung der Aktiengesellschaft kann das oberste Organ mit ein-
facher Stimmenmehrheit Prüfer bestellen. Im übrigen gilt § 51. 

3. Die Ansprüche der Aktiengesellschaft aus der Geschäftsführung 
gegen die Mitglieder ihres Vorstandes oder ihres Aufsichts-
rates müssen geltend gemacht werden, wenn es das oberste Organ 
beschließt. Im übrigen gilt § 52. 

(2) Auf die Beschlußfassung gemäß Z 2 und 3 ist § 50 Abs. 5 anzu-
wenden. 

JLßLJ 1) IOr klrillr. Versidmrunqsvmeine gelten die Bestimmungen eies erslell I\bschnills mil l\usnrJhrnc dp.I §§ 27, 29 Ahs 1 ulld 2 Z 10, 30, :12 I\bs. 2, 36 bis 39, 41a, 43 Abs 1, 44 Abs 3 und 4, 45, 47 Abs 3, 4, 5 driller S(1tz, 6 und 7, 49 Abs. 3 'ptzler SCltz, 50l\bs 1 und 2, 51, 52, 53 Abs 3 bis 5, 54, 55, 56 Abs 5, 57 Ahs 6, 59 I\bs 3 bis 5, 60 Abs . 2 und 6 ,e, is '1 (; . 

EU 1) Dem Deckungsstock dürfen, vorbehaltlich der Abs 2 bis 6, nur gewidmel werden 
1. an einem anerka�nten Wertpapiermarkt zum Handel zugelassene 

oder gehandelte Schuldverschreibungen. 
2. Pfand- und Kommunalbriefe (KOmmunalschuldverschreibungen) , 

Kassenobligationen und Namensschuldverschreibungen von zum 
Bankgeschäft im Inland berechtigten Banken sowie sonstige 
Wertpapiere, für deren Rückzahlung und Verzinsung der Bund 
oder ein Bundesland haftet, 

4 .  Darlehen und sonstige Forderungen, für deren Rückzahlung un, 
Verzinsung der Bund oder ein Bundesland haftet, sowie Dar-
lehen, für deren Rückzahlung und Verzinsung eine zum Bank-
geschäft im Inland berechtigte Bank haftet, 
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(2) 

7. 

6. an der Wiener Börse oder einer anderen international aner­
kannten, f'iner staatlichen Aufsicht unterliegenden Werlpapier­
börse mit Sitl in einem Mitgliedsstaat der OECD zum Handel 
zugelassene und ge handelte 

Investmentzertifikate 
a) inl:indischer Kilpitillanlilgegesellschaften, 
b) ausländischer Kapilalanlagegescllschallcn, dic an der 

Wiener Börse oder einer anderen internalionili anerkarm­
ten, einer staatlichen Aufsicht unterliegenden Wertpapier­
börse mit Sitz in einem Mitgliedsstaat der OECD zum 
amllichen Handel zugelassen sind und gehandelt wer­
den, 

8. Investmentzertifikate 
il) inländischer Kapilalanlagcgesellschaften, 
b) ausländischer Kapilalanlagegesellschaften, die an der Wiener Börse oder einer anderen international anerkann­ten, einer staatlichen Aufsicht unterliegenden Wertpapier­börse mit Sitz in einem Mitgliedsstaat der OECD zum amtlichen Handel zugelassen sind und gehandelt wer­den, 

Der Anteil von Wertpapieren, die nur an ausländischen Rörsen 
zum Handel zugelassen sind und gehandelt werden, an allen 
Wertpapieren gemäß Abs. 1 Z. 1,6,7 lit. b und 81i!. b darf nicht 
mehr als insgesamt ein Drillei betragen. Hiebei sind Wertpapiere, 
mit denen auf dieselbe ausländische Währung lautende Verpflich­
tungen bedeckt werden (Abs 4), nicht zu berücksichtigen 

-8� 

6 , an einem anerkannten Wertpapiermarkt zum Handel zugelassene ode gehandelte 

, " . . 

7. Investmentzertifikate 
a) inländischer Kapitalanlagegesellschaflen, 
b) ausländischer Kapitalanlagegesellschaflen, die an einem anerkan 

Wertpapiermarkt zum Handel zugelassen sind oder gehandelt werde 

R. Inveslrnentzertifikate 
a) inländischer Kapilalanlagegesellschallen, 
b) ausländischer Kapitalanlagegesellschallen, die an einem anerkannt 

Wertpapiermarkt zum Handel zugelassen sind oder gehandelt werden; 

(2) Ein anerkannter Wertpapiermarkt ist eine Wertpapierbörse 
oder ein Wertpapiermarkt in einem O ECD-Mitgliedstaat einschließlich 
ein von einer Vereinigung von Wertpapierhändlern organisierter 
Handel im Freiverkehr, der in dem Land, in dem er organisiert ist, 
amtlich anerkannt ist, an dem die Öffentlichkeit kaufen und ver-
kaufen kann und an dem der Handel nach festgelegten Regeln statt-
findet. Werden Wertpapiere gemäß S 77 Abs. 1 Z 1, Z 6, Z 7 lit. b 
und Z 8 lt. b innerhalb eines Jahres seit Beginn ihrer Ausgabe 
erworben, so genügt es, wenn ihre Zulassung oder ihr Handel an einem 
anerkannten Wertpapiermarkt in ihren Ausgabebedingungen vorgesehen 
1st. 

." 
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(5) Verpflichtungen auf inländische Währung sind zu mindestens 
90 vI I rlps f)er:klJngsnrforrlmnissns rnil <llJf inl/\nrlisr:he Wtlhrllnrj 
lalJteltdel t Werl(�1t ?u Imdeckel1 

l 

( 1-) . . - Anleilige Zinsen 
können den Anlagen gemäß Abs. 1 Z. 1 bis 5 hinzugerechnel 
werden, sofern vertraglich vereinbart ist, daß die linsen auf ein 
dem Deckungsstock gewidmetes Konto überwieson werden. 

� 18. 
(-1) Der Anteil von Wertpilpieren , die nllr im rluslnndischen Rörsen 

lUln Handel llIgelassrm sind und gehandelt werden , <In den 

Wertpapieren gernäll § 77 Abs. 1 Z. 1,7, 71il. bund 81it h (brf 
nicht mehr als ein Drittel betragen. Hiebei sind Wertp<lpiere, fIlit 

denen auf dieselbe ausländische Währung lautende Verpflir:htun­

gen hedeckt werrlcn (Ahs 6), nicht 7U herücksichtiqrm 

(7) Verpflichtungen auf inltlndische WtHHlHlg sind 7U rnimlnstens 
85 vH mit auf inländische Währung lautenden Werten 7U bedck­
ken 

-�' 
(5) Auf ausländische Währung lautende Werte sind nur bis zu 

10 vH auf das Deckungs�rfordernis für Verpflichtungen in 

inländischer Währung anrechenbar. 

(1) . 
Anteilige Zinsen können den Anlagen gemäß Abs. I Z I bis 5 und den 

festverzinSlichen Wertpapieren und Darlehen, deren Deckungsstock­

widmung gemäß Abs. 6 genehmigt wurde, hinzugerechnet werden, sofern 

vertraglich vereinbart ist, daß die Zinsen auf ein dem Deckungsstock 

gewidmetes Konto überwiesen werden; die im voraus verrechneten 

Zinsen sind abzuziehen. 

(7a) Für die fondsgebundene Lebensversicherung (§ 20 Abs. 2) hat 

der Geschäftsplan zu regeln, welche Werte in welchem Umfang dem 

Deckunqsstock gewidmet werden dürfen und wie sie für den Deckungs-

stock zu bewerten sind. Abs. 1 bis 7 ist nicht anzuwenden. 

! -?-8. 

e�-6f� {(t 

'(7) Auf ausländische währung lautende Werte sind nur bis zu 

15 vH auf die technischen Verbindlichkeiten für Verpflichtungen in 

inländischer Währung anrechenbar. 

.., 
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� Mit der Vollziehung dieses Bundesgeset7es ist 

hinsichtlich des § 1 3  I\bs. 1 .  3.  4 erster und zvyeiter Siltz und 
5. der §§ ?5. 27. 29 1\bs. 1 .  30. 32 Abs. 1 .  33 I\bs. 1 und 2. 
36 bis 39. 43 bis 55. 56 I\bs. 1 .  2. 4 und 5. 57 Abs. 1 und 
6. 58 his 60. 6 1  Abs. 1 bis 3 und 5 bis 1 3. 66. 67. 68 
Ans 1 .  5 und 6. 70. 7 1  Abs. l .  72. 73. 8 1  I\bs. 5. 87 bis 96. 
1 1 1  bis 1 1 4 und 1 28 der Bundesministrr für Just iz ;  

2 hinsichtlich der §§ 28 und 29 Abs. 2 und 3 im Zusammen-
halt mit den §§ 8 Abs . 3 und 1 0  der Bundesminister für 
Finanzen. sonst der Bundesminister für Justiz; 

3. hinsichtlich der §§ 57 Abs. 2. 83a ' .  84 und 86 I\hs . 2. 

soweit sie sich ,mf Vorschriften beziehen. mit deren Voll­

ziehung der Bundesminister für Finanzen betraut ist. der 

Bundesminister für Finanzen. sonst der Bundesminister für 

Just iz ;  

- 10 --

' ;  1 1 1 .  : I i t  d e r  V o l l z i e h u n g  d i e s e s  ßunde s ee s e t z e s  i s t  

1 .  h i n s i c h t l i c h  d e s  'i 1 3  A b s . 1 ,  3 ,  4 e r s t e r  u nd zwe i t e r  Sa t z  

u n d 5 ,  d e r  � 5  2 5 , 2 7 , 2 9  A b s . 1 ,  3 0 ,  3 2  i\ b s . 1 ,  3 3  A b s . 

u n d  0 3 5  b i s  3 '1 ,  4 1  b i s  5 5 ,  5 6  A b s . 1 ,  2 ,  4 u nd 5 , I ,  

5 7  Ab " . 1 u n J  5 ,  S 3  b i s  6 0 , G 1  Ab s .  1 b i s  3 u nd 5 b i s  1 3 , 

f, J ,1 A b " . h i s  3 , " e r s t e r  u nd zwe i t e r  Ja t z  u nd 5 ,  

5 t b A b :; . l i nd 2 ,  3 e r s t er S a t z ,  4 e r s t e r  b i s  d r i t t e r  Sa t z ,  

Li u nd 7 e r s t e r  :3 a t z ,  G l c ,  6 5 , 6 7 , 6 8  A b s . 1 , 5 u nd 6 ,  

7 0 , 7 1  Ab " .  1 , 7 2 , 7 3 , 3 1  I\b s .  5 ,  8 7  b i s 9 6 ,  1 1  b i s 1 1 " 

u nJ 1 i il  d e r  f1 u nd e s m i n i s t e r  f 'j r  ,Ju s t i z ;  

2 .  h i ns i c h t l i c h  d e r 5 5  2 8  u nd 2 9  A b s . 2 i m  Z u s a mme n ha l t  m i t  

d e n  5 �  8 A b s . 3 u nd t o  d e r  B u n d e s m i n i s t e r  f l r  F i na n ze n ,  

s o n s t  d e r  R u nd e s m i n i s t e r  f U r  J u s t i z ;  

l .  h i n ; i c h f l i c h  d e r  5 5 5 7  A b " . 2 ,  G 1 h  A b , . J l e t z t e r  Sa t z ,  

il J c\ ,  8 "  u nd 8 6  Ab s .  2 ,  sowe i t  s ie s i c h  a u f  V o r s c h r i f t e n  

1>(' :� i (' l ", n ,  m i t  d e re n  V o l 17: i e h u ll <; d e r  11u nd e s m i n i " t e l' f \ir 

r i l1a l17.e n  tw t ril u t  i s t , der l1 unde s m i n i s t e r  :ür r i n a n z e n ,  

s o n � t  d p r  :� Il nd e s m i n i ::; t e r  [{jr ,J u s t i z ;  

� .. 
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